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Bürgerangelegenheiten

Mittwoch, 10. Februar, 19.30 Uhr, Aula der Städtischen Berufsschule 
für Fahrzeugtechnik, Elisabethplatz 4 (nicht rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 4 (Schwabing-West). Weil zur Minimie-
rung eines Corona-Ansteckungsrisikos die Abstände zwischen den Teil-
nehmer*innen eingehalten werden müssen, stehen unter Umständen nur 
wenige Plätze für Besucher*innen zur Verfügung.

Mittwoch, 10. Februar, 18.30 Uhr, Bildungscampus Freiham, Große 
Mensa, Helmut-Schmidt-Allee 41, Eingang Süd (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 22 (Aubing-Lochhausen-Langwied). Zu 
Beginn der Sitzung findet eine Bürgersprechstunde statt. Weil zur Mini-
mierung eines Corona-Ansteckungsrisikos die Abstände zwischen den Teil-
nehmer*innen eingehalten werden müssen, stehen unter Umständen nur 
wenige Plätze für Besucher*innen zur Verfügung.

Meldungen

Stationäre Impfungen starten im Münchner Impfzentrum
(3.2.2021) Für das Impfzentrum in der Messe München konnten jetzt die 
ersten 450 Impftermine für Mittwoch, 3. Februar, bis Freitag, 5. Februar, 
freigeschaltet werden. Am Wochenende werden dann die Erst- und Zwei-
timpfungen von medizinischem Personal fortgesetzt. Wie viele Impfter-
mine in der kommenden Woche vergeben werden können, hängt von der 
Anzahl der verfügbaren Impfdosen ab.
Geimpft werden ausschließlich Personen, die über das Impfportal einen 
Termin vereinbart haben. Dazu müssen sich Impfwillige zunächst im Impf-
portal unter www.impfzentren.bayern registrieren. Sobald das Impfzen-
trum Termine freischaltet, generiert das Impfportal aus den registrierten 
Personen automatisiert eine Reihenfolge nach Impf-Priorisierung und ver-
sendet dieser Reihenfolge entsprechend eine Aufforderung zur Terminver-
einbarung.
Über-80-Jährige, die keinen Online-Zugang haben, können sich telefonisch 
unter dem Impf-Telefon 089/904292222 (täglich 8 bis 18 Uhr) registrieren 
lassen. Sie erhalten ihre Aufforderung zur Terminvereinbarung per Brief und 
können dann über das Impf-Telefon ihren Termin vereinbaren, jedoch erst 
nach schriftlicher Aufforderung.  
Da nicht genügend Impfstoff für alle zur Verfügung steht, werden zunächst 
nur Personen der höchsten Prioritätsstufe geimpft, das sind unter anderem 

http://www.impfzentren.bayern 
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Über-80-Jährige und auch medizinisches und pflegerisches Personal, das 
durch die Arbeit besonders stark gefährdet ist. Insgesamt fallen in Mün-
chen rund 120.000 Menschen in diese höchste Prioritätsstufe.
Zum Nachweis der Impfberechtigung als Angehöriger der höchsten Priori-
tätsstufe müssen Über-80-Jährige im Impfzentrum ihren Personalausweis 
vorlegen, berechtigte Berufsgruppen eine Bestätigung des Arbeitgebers 
oder einen Dienstausweis. Berechtigte mit einer medizinischen Indikation 
benötigen eine Bescheinigung vom Hausarzt. Außerdem sind der Impfaus-
weis und medizinische Unterlagen wie ein Herzpass, ein Diabetikeraus-
weis oder eine Medikamentenliste mitzubringen.
Die Impfung erfolgt im Impfzentrum in der Messe München, Am Messe-
see 2, in der Messehalle C3 (Eingang Nord). Die Anreise ist möglich mit:
-- Mit dem Auto: Autobahn A94, Anschlussstelle 5 „München-Riem“, Zu-
fahrt über Tor 17

-- Öffentlichen Verkehrsmitteln: U-Bahn Linie U2, Haltestelle Messestadt 
West. Von dort ist ein Bus-Shuttle zum Impfzentrum eingerichtet.

Das Impfzentrum hatte die Stadt pünktlich zum 15. Dezember in einer ers-
ten Ausbaustufe fertiggestellt. Wenn entsprechende Impfstoffmengen zur 
Verfügung stehen, können bis zu 8.000 Personen am Tag stationär in der 
Messehalle geimpft werden.

Impfstart im Impfzentrum - Georg R. (101), Franziska M. (97) und Erika D. 
(100) gehörten zu den ersten, die sich impfen ließen (Foto: Michael Nagy)
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Das offizielle Oktoberfest-Plakatmotiv 2021 steht fest
(3.2.2021) Die Münchner Grafikdesignerin Maria Elisabeth Dick hat den 
Oktoberfest-Plakatwettbewerb 2021 gewonnen und sich dabei sowohl im 
Publikumsvoting als auch in der Jury durchgesetzt. Zweite wurde Laura 
Szafranek aus Papenburg, dritter Florian Huber aus Thalhausen/Kranzberg. 
Clemens Baumgärtner, Juryvorsitzender und Referent für Arbeit und Wirt-
schaft: „Ich freue mich, dass das diesjährige Siegerplakat von einer jungen 
Münchner Designerin kommt. Das Motiv von Maria Elisabeth Dick besticht 
durch handwerkliche Perfektion, Dynamik und frische Farben. Es zeigt viel 
Herz für die Wiesn und einige unverzichtbare Zutaten für einen gelungenen 
Wiesnbesuch.“
Das Referat für Arbeit und Wirtschaft (RAW) der Landeshauptstadt Mün-
chen hat den Oktoberfest-Plakatwettbewerb, der seit 1952 veranstaltet 
wird, in Kooperation mit dem offiziellen Stadtportal muenchen.de online 
ausgelobt.
Professionelle Grafiker, Grafikdesigner, Künstler, Studierende der Kunstaka-
demien und Fachhochschulen für visuelle Kommunikation und jeder, der 
einen Plakatentwurf zum Oktoberfest gemäß den technischen und inhaltli-
chen Vorgaben hochladen konnte, waren zur Teilnahme aufgefordert.
Es wurden 164 Entwürfe hochgeladen, von denen es 47 in ein Publikums-
voting schafften. Im Publikumsvoting ermittelten 7.520 Wiesn-Fans mit 
der Vergabe von 20.560 Stimmen die 30 beliebtesten Plakatentwürfe, 
aus denen eine Jury aus Sach- und Fachpreisrichtern ohne Kenntnis der 
Einsender und des Ergebnisses des Publikumsvotings den Siegerentwurf 
für das Oktoberfest-Plakat 2021 auswählte. Der Plakatwettbewerb wurde 
prominent auf allen Kanälen von muenchen.de angekündigt und die Inhalte 
dazu geteilt.
Die Preisträgerinnen und Preisträger 2021

1. Preis: Maria Elisabeth Dick, München
Sowohl im Publikumsvoting als auch in der Jury 
hat sich Maria Elisabeth Dick eindeutig durchge-
setzt und mit ihrem Entwurf den ersten Platz im 
Oktoberfest.Plakatwettbewerb 2021 gewonnen. 
Die Münchnerin, Jahrgang 1994, studierte Kom-
munikationsdesign an der Designschule München 
mit dem Abschluss zur staatlich geprüften Kommu-
nikationsdesignerin. Als Grafikdesignerin arbeitete 
sie im Verlag Werben & Verkaufen und bei der All-

resto Flughafen München Hotel und Gaststätten GmbH. Seit 2018 ist Ma-
ria Dick unter ihrem Label „Citas Paintbox“ als freie Illustratorin bekannt. 
Bekannt und erfolgreich ist die Künstlerin auch als Cosplayerin, die unter 
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anderem 2019 beim „World Cosplay Summit“ in Japan die Auszeichnung 
für das beste Kostüm erhielt.
Beim Publikumsvoting auf muenchen.de erhielt der Entwurf von Maria 
Dick die meisten Stimmen.
Weitere Informationen unter www.instagram.com/citas.paintbox.

2. Preis: Laura Szafranek, Papenburg
Die gebürtige Papenburgerin studiert Kommunika-
tionsdesign an der Staatlichen Akademie der Bil-
denden Künste in Stuttgart, wo sie auch als  Werk-
studentin bei K15t Software arbeitet.
Mehr Informationen unter www.instagram.com/
lauraszafranek.

3. Preis: Florian Huber, Thalhausen/Kranzberg
Der in Freising geborene Grafikdesigner und lei-
denschaftliche Wiesngänger arbeitet seit über 20 
Jahren als selbstständiger Grafiker und Illustrator 
in der Nähe von München. Illustrationen für Bü-
cher und klassisches Layout prägen seinen Ar-
beitsalltag.
Mehr Informationen auf www.grafik-studio-huber.
com.

Die Preisgelder 2021
Als Preisgeld erhalten die Preisträger für den 1. Platz 2.500 Euro, für den 2. 
Platz 1.250 Euro und für den 3. Platz 500 Euro.
Die Nutzung des Siegerentwurfs
Das preisgekrönte Motiv für das Oktoberfest 2021, das vom 18. Septem-
ber bis 3. Oktober stattfinden soll, wird im Internet, in den sozialen Me-
dien, auf Lizenzartikeln und Plakaten zu sehen sein. Zusätzlich wird es den 
offiziellen Serienmaßkrug zieren, der damit die 1978 begonnene Reihe von 
begehrten Sammlerkrügen fortsetzt.
Achtung Redaktionen: Die Präsentation der drei prämierten Oktober-
fest-Plakatentwürfe 2021 mit O-Tönen des Referenten für Arbeit und Wirt-
schaft Clemens Baumgärtner finden sich im Internet unter
https://youtu.be/vuKhYM1isZw.

http://www.instagram.com/citas.paintbox
http://www.instagram.com/lauraszafranek
http://www.instagram.com/lauraszafranek
http://www.grafik-studio-huber.com
http://www.grafik-studio-huber.com
https://youtu.be/vuKhYM1isZw
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Druckfähige Bilder der drei prämierten Plakate sowie das Foto von Cle-
mens Baumgärtner mit dem Siegerplakat können auch unter presse-veran-
staltungen.raw@muenchen.de angefordert werden.
(Foto: Michael Nagy/Presseamt München
Plakatmotive: Referat für Arbeit und Wirtschaft)

Am Ostbahnhof entsteht ein neues urbanes Quartier
(3.2.2021) Haidhausen wächst in Richtung der Bahngleise: Auf dem Ge-
lände des früheren Güterbahnhofs zwischen Ostbahnhof, Orleansstraße 
und Haidenauplatz, auf dem derzeit Autohändler angesiedelt sind, soll ein 
neues Wohn- und Geschäftsviertel entstehen − die Orleanshöfe. 
Der Planungsausschuss des Stadtrats hat dem gemeinsamen Entwurf des 
Berliner Büros „Teleinternetcafe Architektur und Urbanismus“ sowie der 
„Treibhaus Landschaftsarchitektur“ aus Hamburg zugestimmt, der sich in 
einem kooperativen Verfahren gegen vier konkurrierende Konzepte durch-
gesetzt hat.
Für Teile des Geländes wird nun ein Bebauungsplan erarbeitet. Entstehen 
soll ein Wohn- und Geschäftsviertel mit Büros, Gastronomie, zwei Kinder-
tagesstätten und einem Hotel, das in einem markanten höheren Bau am 
Haidenauplatz unterkommen soll. Es wird bewusst auf unterschiedliche 
Bevölkerungs- und Einkommensgruppen zugeschnitten. Als urbanes Quar-
tier soll es einerseits gut zu den Haidhauser Altbauten auf der gegenüber-
liegenden Seite der Orleansstraße passen. Andererseits markieren die 
neuen Gebäude als neue Stadtkante die Stadteinfahrt von der Bahn aus.
Dass auf dem Areal neu gebaut werden soll, steht für Stadtrat und Pla-
nungsreferat schon seit langem fest. Unklar bleibt allerdings weiterhin, 
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wie lange Teile des Grundstücks, zu dem auch Flächen nördlich des Hai-
denauplatzes gehören, als Baustelleneinrichtungsfläche für die zweite 
Stammstrecke benötigt werden. Mit dem vorliegenden Gesamtkonzept 
wird zunächst nur der Bereich südlich des Haidenauplatzes überplant, der 
wegen des Tunnelbaus in zwei Bauabschnitte unterteilt wird. Als Erstes 
kommt der an den Ostbahnhof anschließende Teil an die Reihe, hierfür 
wird in den nächsten Jahren der konkrete Bebauungsplan erarbeitet. Der 
Entwurf sieht um ruhige Innenhöfe gruppierte Bauten vor. Kleine städti-
sche Plätze und Vor- und Rücksprünge entlang der Gebäude lockern das 
Quartier auf. Die markante Baumallee an der Orleansstraße bleibt erhalten, 
der dortige Geh- und Radweg wird verbreitert. Der geschichtsträchtige 
Zaun an der Orleansstraße soll in Teilen vor Ort erhalten werden.
Pressebilder stehen in Kürze unter http://www.muenchen.de/plan-presse 
zum Download bereit.

Naturnahes Wohnen an der Fauststraße in Trudering
(3.2.2021) 76 Wohnungen im Grünen, in der Mitte ein zentraler Platz mit 
Sitzgelegenheiten und Bäumen: Diese Pläne für ein neues Wohnquartier 
am Truderinger Wald hat nun der Planungsausschuss des Stadtrats befür-
wortet. Auf dem Gelände an der Fauststraße befindet sich derzeit noch 
eine zunehmend verfallende Freizeitsportanlage, die schon seit Jahren 
nicht mehr entsprechend genutzt wird. Künftig sollen dort sieben jeweils 
dreigeschossige Bauten entstehen, unter denen eine Tiefgarage Platz fin-
det. Das neue Wohngebiet für rund 180 Menschen bleibt an der Oberflä-
che weitgehend autofrei. An die Neuplanung werden vor allem in puncto 
Naturschutz hohe Anforderungen gestellt. Denn nördlich und südlich gren-
zen Bannwaldgebiete an, zudem liegt das Areal in einem Regionalen Grün-
zug sowie einem Landschaftsschutz- und einem Wasserschutzgebiet. Die 
meisten heute dort stehenden Bäume sind wertvoll und bleiben erhalten. 
Der Bannwald wie auch die Gehölze ringsum werden nicht angetastet. Das 
Gelände soll nach dem Bau der neuen Häuser sogar weniger versiegelt 
sein als heute. Im Ostteil des Planungsgebietes wird eine Grünverbindung 
geschaffen, welche durch die Schaffung eines lichten Eichen-Hainbu-
chen-Waldes den zerschnittenen Wald wieder besser vernetzt. Auf längere 
Sicht soll innerhalb des Planungsgebietes der vorhandene Fichtenbestand 
zu einem naturnahen Laubmischwald werden.
Der nun erfolgte Billigungsbeschluss ist ein wichtiger Schritt im weiter 
laufenden Bebauungsplanverfahren. Die Öffentlichkeit hatte bereits Gele-
genheit, sich zu den Planungen zu äußern – dabei wurden vor allem Sor-
gen wegen allzu weitgehender Eingriffe in die Natur und wegen der Ver-
kehrsbelastung geäußert. Das neue Quartier wird aber unter so strengen 
Naturschutzvorgaben geplant, dass der Status als Landschaftsschutzgebiet 

http://www.muenchen.de/plan-presse
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nicht in Frage steht. In vielen Bereichen wird das vorhandene Grün durch 
den Bebauungsplan sogar erst rechtlich abgesichert. Lediglich in der Bau-
phase sind zusätzliche Belastungen unvermeidbar. Der Verkehr wird sich 
Prognosen zufolge nur in geringem Maße erhöhen – weniger als bei einer 
von Anwohner*innen ins Gespräch gebrachten Reaktivierung der 1971 
eröffneten Sportanlage zu erwarten wäre. Im Planungsgebiet entstehen 
zudem anteilig bezahlbare und geförderte Wohnungen. 
Optisch sollen die sieben Bauten weitgehend durch Bäume umgeben sein. 
Auf den Flachdächern werden Terrassen und Gärten angelegt. Von Hecken 
umgebene Gärten gibt es auch rings um die Erdgeschosse der Häuser, 
es soll aber ausreichend Platz für öffentliches Grün und einen naturnahen 
Kinderspielplatz verbleiben. Insgesamt ist das Planungsgebiet fast 20.000 
Quadratmeter groß, bebaut werden aber nur rund 2.400 Quadratmeter. 
Der Verkehr soll über die Fauststraße abgewickelt werden, dort ist auch die 
Tiefgaragenzufahrt geplant. 
Pressebilder stehen in Kürze unter http://www.muenchen.de/plan-presse 
zum Download bereit.

Umfassende Änderungen der Bayerischen Bauordnung
(3.2.2021) Der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung des Stadt-
rats hat sich mit den aktuellen Änderungen der Bayerische Bauordnung 
(BayBO) befasst. Ab sofort gelten in der Landeshauptstadt München 
verkürzte Abstandsflächen für Gewerbe-, Industrie-, Kern- und Urbane 
Gebiete, wodurch dichter gebaut werden kann. In den anderen Bereichen, 
insbesondere in den Wohngebieten, bleiben die Abstandsflächen nach ei-
ner für Großstädte über 250.000 Einwohner*innen eingeführten Sonderre-
gelung im Wesentlichen unverändert.
Beim Wohnungsbau gilt ab dem 1. Mai eine Genehmigungsfiktion für be-
stimmte Bauvorhaben. Dadurch kann in der Regel spätestens drei Monate 
und drei Wochen nach Eingang der vollständigen Antragsunterlagen mit 
dem Bau begonnen werden. In München betrifft das etwa ein Drittel der 
Bauanträge. Beim Ausbau von Dachgeschossen zu Wohnzwecken kann 
unter bestimmten Voraussetzungen ganz ohne Genehmigung gebaut 
werden. Neben der Umnutzung und dem Innenausbau ist dabei auch die 
Errichtung von Dachgauben möglich, solange die äußere Gestalt der Ge-
bäude im Übrigen unverändert bleibt. Auch bei der Umwandlung von be-
standsgeschützten Gebäuden in Wohnraum gibt es Vereinfachungen. Bei 
der Aufstockung zur Schaffung von Wohnraum kann auf den Einbau eines 
Aufzugs verzichtet werden, wenn dies nur mit einem unverhältnismäßi-
gem Aufwand möglich wäre.
Neuerungen gibt es auch bei der Elektromobilität und den erneuerbaren 
Energien: Kleinere Ladestationen für Elektrofahrzeuge benötigen keine 

http://www.muenchen.de/plan-presse
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Baugenehmigung mehr und die Vorgaben für die Installation von Photovol-
taik und Solarthermie auf Dächern wurden so verändert, dass die Dachflä-
chen künftig besser ausgenutzt werden können.
Eine weitere Neuerung betrifft die Herstellung von Kinderspielplätzen. 
Zwar muss weiterhin ab der vierten Wohneinheit ein Kinderspielplatz er-
richtet werden, allerdings ist anstelle der Herstellung nun auch eine Ablöse 
möglich. Jedoch besteht hier kein Wahlrecht seitens der Bauherren, viel-
mehr muss die Stadt mit der Ablöse einverstanden sein. In welchen Fällen 
dies in München künftig möglich sein soll, wird noch geprüft.
Weitere Änderungen beziehen sich auf die Erleichterung der Digitalisierung 
von Baugenehmigungsverfahren. 
Die Neuregelungen, insbesondere die Genehmigungsfiktion, machen in 
der Lokalbaukommission des Referates für Stadtplanung und Bauordnung 
umfangreiche Anpassungen der Verfahrensabläufe erforderlich. Weitere In-
formationen dazu gibt es unter www.muenchen.de/lbk.

Erhaltungssatzung „Haidhausen“ erneut erlassen
(3.2.2021) Der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung des Stadtrats 
hat die Erhaltungssatzung „Haidhausen“ erneut beschlossen. Sie gilt in 
diesem Umgriff seit 2016. Nach Beschluss der Vollversammlung und Veröf-
fentlichung im Amtsblatt wird die Satzung mit unbefristeter Geltungsdauer 
in Kraft treten. In der Landeshauptstadt München gibt es dann insgesamt 
29 Erhaltungssatzungsgebiete, in denen 307.000 Einwohner*innen in 
175.000 Wohnungen leben.
Das Erhaltungssatzungsgebiet „Haidhausen“ liegt im gleichnamigen 5. 
Stadtbezirk innerhalb des Mittleren Rings. Es erstreckt sich im Norden von 
der Prinzregentenstraße in westlicher Richtung über die Einsteinstraße bis 
zum Wiener Platz. Die westliche Grenze verläuft entlang der Inneren Wie-
ner Straße in Richtung Gasteig. Die südöstliche Ausdehnung erstreckt sich 
bis zur Ecke Balan-, Orleansstraße und führt entlang der Orleansstraße 
über den Orleansplatz am Ostbahnhof. Der nordöstlichste Punkt liegt in 
der Saint-Privat-Straße zwischen Einstein- und Prinzregentenstraße. Das 
Gebiet umfasst rund 16.700 Wohnungen, in denen 29.100 Einwohner*in-
nen leben, und gehört damit zu den größten Erhaltungssatzungsgebieten 
in München. 
Das Instrument der Erhaltungssatzung kommt in München seit über 30 
Jahren zum Einsatz. Es handelt sich hierbei um sogenannte Milieuschutz-
satzungen nach § 172 Baugesetzbuch. Bestimmte bauliche Vorhaben und 
Nutzungsänderungen sowie die Umwandlung von Haus- in Wohnungsei-
gentum stehen in Erhaltungssatzungsgebieten unter einem zusätzlichen 
Genehmigungsvorbehalt. Damit soll die Zusammensetzung der Wohn-
bevölkerung in einem Gebiet erhalten werden. Die Erhaltungssatzungen 

http://www.muenchen.de/lbk
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in München gelten unbefristet. Ihre Eignung wird jedoch alle fünf Jahre 
erneut überprüft und dokumentiert. Dabei werden auch die Bereiche im 
Umfeld der Erhaltungssatzung mit untersucht.
Weitere Informationen sind unter muenchen.de/erhaltungssatzung zu fin-
den.

Neuer Radweg von Ludwigsfeld nach Karlsfeld
(3.2.2021) Zwischen der Siedlung Ludwigsfeld und Karlsfeld soll ein neuer 
Rad- und Fußweg entstehen. Das hat der Planungsausschuss des Münch-
ner Stadtrats am Mittwoch beschlossen. Die bevorzugte Variante führt 
westlich entlang des Schwabenbächls – von der Dachauer Straße bis zum 
Fuß- und Radweg am Würmkanal. Dort verläuft bereits eine Fahrradhaupt-
route.
In der Bürgerschaft der Siedlung Ludwigsfeld und im zuständigen 
Bezirksausschuss Feldmoching-Hasenbergl besteht schon seit Längerem 
der Wunsch nach einer möglichst direkten Fuß- und Radverbindung über 
den Würmkanal nach Karlsfeld. Über diesen Weg können nicht nur die 
dortigen Schulen, Geschäfte und andere Versorgungseinrichtungen, son-
dern auch die Erholungsgebiete im Münchner Norden attraktiv und sicher 
erreicht werden – etwa die Regattaanlage, das Naturschutzgebiet Schwarz-
hölzl oder der Karlsfelder See. 
Das Planungsreferat hatte zuvor in einer Konzept- und Machbarkeitsstudie 
verschiedene Trassenvarianten zwischen der Dachauer Straße und dem 
MAN Testgelände nördlich der Karlsfelder Straße untersuchen lassen. Be-
rücksichtigt wurden sowohl funktionale als auch landschaftliche und natur-
schutzfachliche Kriterien. Die notwendigen Ausgleichsflächen sollen laut 
der Studie am Schwabenbächl und beidseits des neuen Weges angelegt 
werden. Damit wird auch das direkte Umfeld schöner gestaltet. Bislang 
sind noch nicht alle Flächen verfügbar. Das Vorhaben kann aber auch in Tei-
labschnitten umgesetzt werden. Ein Beteiligungsworkshop im Januar 2019 
in Karlsfeld bestätigte den bevorzugten Trassenverlauf westlich des Schwa-
benbächls.

München und Nürnberg verleihen den „Mosaik Jugendpreis 2021“
(3.2.2021) Am 21. März, dem internationalen Tag gegen Rassismus, wer-
den die Stadt München und die Stadt Nürnberg gemeinsam in einer digi-
talen Veranstaltung den „Mosaik-Jugendpreis – Mit Vielfalt gegen Rassis-
mus“ verleihen. Am 2. Februar sind die Preisträgerinnen und Preisträger 
bekannt gegeben worden. 
Geehrt werden die Projekte und Aktionen: „Silent Protest – Nein zu Rassis-
mus!“, „Jüdische Wege gehen“ und „Queer*Yourope“. 

http://www.muenchen.de/erhaltungssatzung
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Außerdem erhalten zwei weitere Projekte eine Anerkennung für ihre Arbeit 
gegen Diskriminierung.
Der erste Preis mit einem Preisgeld von 5.000 Euro geht an „Silent Pro-
test – Nein zu Rassismus!“ der Black Community Foundation Nürnberg, 
ein Kollektiv junger Black, Indigenous und People of Color (BiPOC) -Akti-
vist*innen, die sich für eine Gesellschaft ohne Rassismus einsetzen. Sie 
organsierten im Juni 2020 nach der Ermordung des Afro-Amerikaners 
George Floyd durch einen Polizeibeamten in den USA aus Solidarität mit 
den Opfern rassistischer Gewalt einen Stillen Protest in Nürnberg, an dem 
5.000 Menschen teilnahmen. Außerdem arbeiten sie an diversen anderen 
Projekten, um nachhaltige Aufklärungsarbeit gegen Rassismus zu leisten.
Die Jury würdigte insbesondere die Eigeninitiative von Silent Protest, 
tausende Menschen zu mobilisieren um gegen Rassismus einzustehen. 
Sowohl bei diesem Protest als auch in anderen Aktionen und Projekten, die 
sie angestoßen, geplant oder durchgeführt haben, richten sie ihren Blick 
immer auf gesamtgesellschaftlich relevante Themen, setzen sich gegen 
Diskriminierung und Rassismus ein und machen darauf aufmerksam.
Es sei zudem beachtlich, dass hier junge Akteur*innen, die im Alltag selbst 
von Rassismus betroffen sind, für sich selbst und andere einstehen und 
ihre Stimmen in der Gesellschaft deutlich hörbar werden lassen, so das 
Urteil der Jury.
Mit einem Preisgeld von 2.000 Euro wird das zweitplatzierte Projekt „Jü-
dische Wege gehen“ ausgezeichnet. In Nürnberg und Erlangen haben Stu-
dierende der Didaktik der Geschichte eine selbsterklärende App eingerich-
tet, um jüdische Geschichte eigenständig ergehbar zu machen. Die App ist 
aufgebaut wie eine virtuelle Schnitzeljagd und bisher in deutscher und eng-
lischer Version verfügbar. Lokale Quellen der Stadtarchive Nürnberg und 
Erlangen, Zeitzeugnisse, historisches Bildmaterial und ein Videointerview 
mit einem ehemaligen Schüler des Melanchthon-Gymnasiums Nürnberg 
lassen jüdisches Erbe und jüdisches Leben im Stadtbild lebendig werden. 
Stopps auf der Stadttour sind zum Beispiel Stolpersteine, die Plätze der 
zerstörten Synagogen und auch die zentrale Gedenkstelle für die Opfer des 
NSU. 
Die Jury lobte die App hinsichtlich ihres kreativ gestalteten und originell 
auf Nürnberg bezogenen Aufklärungscharakters. Antisemitismus ist nach 
wie vor ein großes Problem der Gesellschaft und deshalb ein hochaktuelles 
Thema. Die Nutzer*innen dieser App, insbesondere Jugendliche, werden 
spielerisch an das Thema herangeführt. Die App bietet aber auch Schulklas-
sen die Möglichkeit, sich innerhalb von Unterrichtseinheiten mit der jüdi-
schen Geschichte der Stadt zu beschäftigen.
Der dritte Preis geht mit einem Preisgeld von 1.000 Euro an das Projekt 
Queer*Yourope aus München. Das Projekt unterstützt Münchner Jugend-
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liche, die sowohl aufgrund ihrer Herkunft von Rassismus als auch aufgrund 
ihrer sexuellen Identität von LGBTI*-Diskriminierung betroffen sind und 
somit Mehrfachdiskriminierung erfahren. Queer*Yourope bietet ihnen 
Raum für eigeninitiiertes Handeln und befähigt sie, an einem migrantisch 
geprägten Ort Sprachrohre für sich und für Personen mit ähnlichen Lebens-
realitäten zu werden. Die queeren Jugendlichen mit Migrationsgeschichte 
können sich in diesem geschützten Raum austauschen, gegenseitig stär-
ken und vernetzen. 
Außerdem erhalten die Filmproduktion „Die Nürnberger Stadtquerulanten“ 
der Theatergruppe der Mittelschule der Wilhelm-Löhe-Schule sowie auch 
das Projekt „Kick fair für Menschenrechte – Fairplay-Straßenfußball“ an der 
Schule für Menschenrechte in Nürnberg jeweils 500 Euro als Anerkennung 
für ihr Engagement gegen Diskriminierung. 
Der Mosaik Jugendpreis wurde im Gedenken an die bayrischen Opfer der 
rechtsextremen terroristischen Vereinigungen „Nationalsozialistischer Un-
tergrund“ ins Leben gerufen. Prämiert werden Projekte von Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen in München und in Nürnberg bis zum Alter von 
25 Jahren. Die Jury setzt sich zusammen aus den Angehörigen der Opfer-
familien der Morde des „Nationalsozialistischen Untergrund“ aus Nürnberg 
und München, jeweils einer Vertretung des Migrationsbeirates München 
und des Integrationsbeirats Nürnberg sowie drei Jugendlichen aus Mün-
chen und zwei Jugendlichen aus Nürnberg. Insgesamt haben sich elf Per-
sonen, Initiativen, Organisationen und Schulen beworben. Davon kamen 
drei Bewerbungen aus München.
Die Organisation des Jugendpreises wird gemeinsam vom Menschen-
rechtsbüro Nürnberg, der Stelle für interkulturelle Arbeit der Landeshaupt-
stadt München und dem Fachdienst Politische Bildung des Pädagogischen 
Instituts – Zentrum für kommunales Bildungsmanagement München über-
nommen. Die Preissumme von insgesamt 9.000 Euro wird je zur Hälfte 
durch die Stadt Nürnberg und durch die Landeshauptstadt München finan-
ziert.

Gasteig-Interimsquartier und Interims-Philharmonie: Namen gesucht
(3.2.2021) Das Kultur- und Bildungszentrum Gasteig an der Rosenhei-
mer Straße wird saniert und zieht ab Herbst 2021 vorübergehend nach 
Sendling an die Hans-Preißinger-Straße. Die Stadt München sucht für die 
Zeit der Zwischennutzung einen Namen für das Gelände und für die dort 
entstehende Interims-Philharmonie. Alle Münchner*innen, die Vorschläge 
einreichen möchten, können dies unter www.muenchen.de/name bis Mitt-
woch, 17. Februar tun.

http://www.muenchen.de/name
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Um welches Gelände geht es?
In den nächsten Jahren beheimatet das Gelände an der Hans-Preißin-
ger-Straße 8 die Münchner Stadtbibliothek, einen Hauptstandort der 
Münchner Volkshochschule, die Münchner Philharmoniker und sowie einen 
Teil der Hochschule für Musik und Theater München. Außerdem werden 
das Münchener Kammerorchester als neue Institution im zukünftigen 
Gasteig und – wie bisher auch – zahlreiche weitere Kulturakteure das Pro-
gramm mitgestalten. 
Für diese Nutzungen werden Bestandsgebäude umgebaut, Neubauten er-
richtet und eine Interims-Philharmonie an die denkmalgeschützte Trafohalle 
angegliedert, die als Foyer und „Open Library“ dient. In der direkten Nach-
barschaft auf dem Gelände sind zudem Ateliers, Arbeitsplätze von Kreati-
ven, Werkstätten und Übungsräume.
Infos zum Projekt, Eindrücke von der Baustelle und Visualisierungen unter 
www.der-neue-gasteig.de.
Was wird gesucht?
Wir suchen einen aussagekräftigen, einprägsamen, kurzen Namen für das 
Gelände an der Hans-Preißingerstraße 8, der eine positive Verbindung zum 
Gasteig als Kultur- und Bildungszentrum herstellt. Außerdem suchen wir ei-
nen Namen für die Interims-Philharmonie, die einen klaren Bezug zur Phil-
harmonie im Gasteig und den Münchner Philharmonikern hat. Die leichte 
und zugleich internationale Verständlichkeit der Namen ist ein wesentliches 
Kriterium. Lokale inhaltliche Bezüge sind denkbar, aber nicht zwingend er-
forderlich.
Wichtig für die Namensfindung ist, dass die eingeführten Marken „Ga-
steig“ und „Münchner Philharmoniker“ gestärkt werden, gerade auch 
während der Zeit der Gasteigsanierung an der Rosenheimer Straße. Ver-
mieden werden muss gleichzeitig eine Verwechslung der Standorte Rosen-
heimer Straße und Hans-Preißinger-Straße. Eine klare Abgrenzung zu ein-
geführten Begriffen für andere Projekte wie beispielsweise Kreativquartier, 
Kunstareal oder Konzerthaus ist wichtig.
Welche Auszeichnung wird vergeben?
Es wird ein Preisgeld von insgesamt bis zu 5.000 Euro ausgelobt. Prämiert 
werden jeweils bis zu drei Einreichungen für das Gelände und für die In-
terimsphilharmonie. Auf den ersten Preis entfallen jeweils 2.000 Euro für 
den Geländenamen und den Namen für die Interims-Philharmonie. Damit 
abgegolten ist die Überlassung der Nutzungsrechte am Namen ohne Ein-
schränkungen. Weitere Preise sind möglich. Bei Einreichungen mit identi-
schen Vorschlägen wird das Preisgeld geteilt. Es bleibt vorbehalten, keinen 
der eingereichten Vorschläge zu prämieren beziehungsweise zu verwen-
den.

http://www.der-neue-gasteig.de
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Wie werden die Namen ausgewählt?
Über die Auswahl der Namensgebung und die Auszeichnungen berät eine 
Jury. Anschließend tagt ein Entscheidungsgremium, dem auch Vertre-
ter*innen der Stadtratsfraktionen angehören.
Die Entscheidung wird im März 2021 bekanntgegeben. Der Rechtsweg ist 
ausgeschlossen.
Teilnahme
Alle Informationen zum Wettbewerb und zu den Teilnahmebedingungen 
sind unter www.muenchen.de/name abrufbar.

Akute Baumfällungen in der Innenstadt
(3.2.2021) Betroffen sind leider zwei Robinien auf dem Viktualienmarkt, die 
deutlich an Vitalität verloren haben und absterben, ebenso eine Kastanie 
und eine Esche am Maximiliansplatz. Außerdem nicht mehr standsicher 
sind aufgrund von Stammfäule und Totholzbildung eine Robinie in der 
Pfarrstraße, zwei Robinien am Karlsplatz sowie eine Kastanie am Maxmo-
nument. Ein externes Fachgutachten hat aktuell bestätigt, dass die Bäume 
nicht mehr verkehrssicher sind und zeitnah gefällt werden müssen. Im 
Frühjahr pflanzt das Baureferat neue Bäume als Ersatz. Am Maximilians-
platz ersetzt natürlicher Aufwuchs die Esche. Die Maßnahme ist mit der 
Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt, der zuständige Bezirksaus-
schuss wurde informiert.

Kranzniederlegung zum 150. Todestag von Moritz von Schwind
(3.2.2021) Am Montag, 8. Februar, erinnert die Stadt München an den 150. 
Todestag des Malers und Zeichners Moritz von Schwind. Aus diesem An-
lass lässt die Landeshauptstadt an dessen Grabstätte am Alten Südfried-
hof, Thalkirchner Straße 17, Grabstätte Nr.16-9-43 einen Kranz mit Stadt-
schleife niederlegen.

http://www.muenchen.de/name
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 3. Februar 2021

Laser Show statt Raketen-Staub
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Tobias Ruff und Johann Sauerer 
(ÖDP) vom 3.1.2020

Leerstand und Zweckentfremdung in München III: Kraepelinstraße 4, 
4a und 4b 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lech-
ner und Brigitte Wolf (DIE LINKE. / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
30.7.2020
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Laser Show statt Raketen-Staub
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Tobias Ruff und Johann Sauerer 
(ÖDP) vom 3.1.2020

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Thomas Böhle:

Mit Schreiben vom 3.1.2019, eingegangen am 3.1.2020 haben Sie den og. 
Antrag gestellt und konkret beantragt: 
„Die Landeshauptstadt München prüft, wie die Böller- und Raketenver-
botszone ausgeweitet werden kann, um einen optimalen Schutz der An-
wohner sowie der Haus- und Wildtiere zu gewährleisten. 
Außerdem veranstaltet sie schon zum nächsten Jahreswechsel am Münch-
ner Marienplatz und an geeigneten Standorten in den Stadtrandbezirken 
Laser- und Lichtshows, die eine umweltfreundliche Alternative zu Raketen 
und Böllern sind.“

Der Kreisverwaltungsausschuss hat sich in seiner Sitzung vom 17.11.2020 
mit dem Thema Raketen- und Böllerverbot befasst. Dabei wurde der vom 
Kreisverwaltungsreferat eingebrachten Beschlussvorlage 20-26/V 00958 im 
Wesentlichen zugestimmt. Wir verweisen auf diesen Beschluss und gehen 
davon aus, dass sich damit auch der entsprechende Teil Ihres Antrags vom 
3.1.2019 erledigt hat. 

Soweit Sie beantragen, bereits zum nächsten Jahreswechsel am Münch-
ner Marienplatz und an geeigneten Standorten in den Stadtrandbezirken 
Laser- und Lichtshows durchzuführen, erlaube ich mir, den Antrag auf dem 
Schriftweg wie folgt zu beantworten: 

Das Kreisverwaltungsreferat hat das Referat für Arbeit und Wirtschaft 
hierzu um Stellungnahme gebeten, die wir nachfolgend im Wortlaut wie-
dergeben dürfen:

„Das RAW wurde vom Direktorium mit der Prüfung einer zentralen La-
ser- und LED-Licht-Show beauftragt. Anlass hierfür war der Beschluss des 
Kreisverwaltungsausschusses vom 23.7.2019 (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/V 
14515), in welchem die Stadtverwaltung beauftragt wurde, zu prüfen, ob 
als Ersatz für Feuerwerke eine zentrale Laser- und LED-Licht-Show reali-
siert werden kann.

Das RAW hat die fertig erarbeitete Beschlussvorlage dazu wegen der ak-
tuellen Finanzlage in Folge der Corona-Pandemie nicht eingebracht. Statt-
dessen hat das RAW in den letzten Monaten eine „Lichtaktion Kunstareal 
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2020“ konzipiert. Für diese Lichtaktion hat der Stadtrat in der Vollversamm-
lung am 22.7.2020 im Rahmen der Recovery-Maßnahmen zusätzliche 
Mittel bewilligt (Vorlagen-Nr. 20-26/V 00488). Sie wird im Zeitraum Anfang 
Dezember 2020 – Ende Februar 2021 stattfinden.

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hatte bereits zum Jahres-
wechsel 2019/20 eine Allgemeinverfügung über das Verbot des Abbren-
nens pyrotechnischer Gegenstände der Kategorie F2 mit ausschließlicher 
Knallwirkung innerhalb des Mittleren Rings erlassen. Diese Verbotszone 
soll auch für den Jahreswechsel 2020/21 und ff. gelten. Ergänzend weist 
das Kreisverwaltungsreferat darauf hin, dass gemäß § 12 Abs. 1 Satz 3 
der seit 16.12.2020 gültigen 11. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmen-
verordnung (11. BayIfSMV) der Verkauf von pyrotechnischen Gegenstän-
den der Kategorie F2 untersagt ist. Darüber hinaus gilt nach § 3 der 11. 
BayIfSMV bis zum 10.1.2021, also auch in der Silvesternacht, eine nächtli-
che Ausgangssperre zwischen 21 und 5 Uhr.

Vor dem Hintergrund der durch die Corona-Pandemie nötigen Schutz-
maßnahmen sowie des durch den Lockdown ausgelösten Rückgangs der 
kommunalen Steuereinnahmen, kann der Stadtratsauftrag, für den Jah-
reswechsel 2020/2021 eine Lichtshow als Ausgleich für das Böllerverbot 
innerhalb des Mittleren Rings zu planen, zeitlich und finanziell derzeit nicht 
umgesetzt werden. Insbesondere das geltende Verbot von Großveranstal-
tungen bis 31. Dezember 2020 verunmöglicht konkrete Planungen. Zudem 
benötigt ein Event, das in seiner Größenordnung dem Bedarf einer Millio-
nenstadt gerecht werden muss, einen sicheren Finanzierungshorizont.

„Licht für alle in der dunklen Jahreszeit“ kann trotz der aktuell gegebenen 
Einschränkungen zum Ende eines jeden Jahres ein veranstalterisches 
Highlight werden und gegebenenfalls in Variationen für die Zukunft etab-
liert werden. 

Um dies zu ermöglichen hat das Referat für Arbeit und Wirtschaft eine 
Umsetzung eines lokalen Lichtkonzepts im Kunstareal im Winter 2020/21 
konzipiert. Dafür hat der Stadtrat in der Vollversammlung im Rahmen der 
Recovery-Maßnahmen zusätzliche Mittel bewilligt (Vorlagen-Nr. 20-26/V 
00488).

Diese Lichtaktion sieht keine zentrale Großveranstaltung am Silvester-
abend vor, sondern ein dezentrales Lichtevent an verschiedenen Orten und 
Plätzen im Kunstareal, ohne dass es dabei zu Menschenansammlungen 
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kommt. Das Konzept soll einen ruhigen Genuss der Beleuchtungen ermög-
lichen und zielt nicht auf ausgelassenes Feiern am Silvesterabend.“

Andere Veranstalter, die zentrale bzw. dezentrale Licht- oder Lasershows 
zum Jahreswechsel in München durchführen könnten, sind derzeit für das 
Kreisverwaltungsreferat nicht ersichtlich. 

Ohnehin erscheint es vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie nicht 
zielführend, Angebote zu schaffen, die dazu geeignet sind, größere Men-
schenmassen anzuziehen. 

Ob nach Überwindung der Corona-Pandemie zentrale oder dezentrale An-
gebote zur Verfügung gestellt werden können, muss in Zusammenarbeit 
mit den entsprechenden Fachreferaten der Landeshauptstadt München zu 
gegebener Zeit geprüft werden. 

Ich darf Sie um Kenntnisnahme dieser Ausführungen bitten und gehe da-
von aus, dass diese Angelegenheit damit erledigt ist.
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Leerstand und Zweckentfremdung in München III: Kraepelinstraße 4, 
4a und 4b 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lech-
ner und Brigitte Wolf (DIE LINKE. / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
30.7.2020

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

In Ihrer Anfrage vom 30.7.2020 führen Sie Folgendes aus:
„Während der Mietenwahnsinn in München die Mieten immer weiter in 
die Höhe treibt, immer mehr Menschen keine bezahlbaren Wohnungen 
finden und die Anzahl an Wohnungs- und Obdachlosen auf knapp 10.000 
angestiegen ist, stehen weiter Wohnungen und ganze Häuser in Mün-
chen leer. Der ‚Bericht zu Wohnungsleerständen 2018 in München‘ zeigt 
auf, dass es laut den Hochrechnungsergebnissen der Zusatzerhebung 
‚Wohnen‘ des Mikrozensus aus dem Jahr 2014 39.000 leerstehende Woh-
nungen gab bei einem Gesamtwohnungsbestand von rund 747.000 Woh-
nungen. Dies entspricht einer Leerstandsquote von 5,22 Prozent (neue Er-
gebnisse lagen zu diesem Zeitpunkt nicht vor). Bei städtischen Immobilien 
betrug diese Quote 2018 0,44 Prozent.
Baulich bedingter Leerstand ist nicht in Gänze zu vermeiden. Eine mehr 
als zehnfach höhere Leerstandsquote als bei den städtischen Immobilien 
macht jedoch deutlich, dass es sich hierbei um ein grundlegendes Prob-
lem handelt. Trotz Wohnungsnotstands in München stehen Häuser leer 
und wird günstiger Wohnraum regelmäßig zerstört. Es darf nicht geduldet 
werden, dass Wohnraum durch die Wette auf steigende Bodenpreise zum 
Spekulationsobjekt verkommt. Ein trauriges Beispiel dafür ist die Tür-
kenstraße 52/54. Während die Immobilie zwischen 2008 und 2019 mehr-
fach den Besitzer gewechselt hat, wurden die Bewohner*innen entmietet, 
jahrelanger Leerstand hingenommen und letztendlich günstige Mietwoh-
nungen abgerissen. In der gleichen Zeit hat sich der Bodenwert mehr als 
vervierfacht – leistungslose Gewinne auf Kosten der Mieter*innen und der 
Allgemeinheit.
Die Türkenstraße ist leider kein Einzelfall. Leerstand und Missbrauch von 
Eigentum findet sich in der ganzen Stadt. Nördlich des Klinikums Schwa-
bing steht ein Wohnblock des Max Planck Institut für Psychiatrie seit 
Jahren leer. Seit der Ankündigung des Institutes, im Jahre 2015 im Zuge 
eines Neubaus die Werkswohnungen zu beseitigen, begann der Leerstand 
vereinzelt. Seit knapp drei Jahren steht das Objekt nun vollständig leer. Die 
Entmietung der insgesamt 31 Wohnungen erfolgte gegen den Widerstand 
der Bewohner*innen, die zum damaligen Zeitpunkt aktive und ehemalige 
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Mitarbeiter*innen des Instituts waren. Außer oberflächlichen Arbeiten ist 
auf dem Gelände seitdem nichts mehr passiert.“

Da aufgrund von notwendigen Stellungnahmen anderer Referate eine frist-
gemäße Bearbeitung nicht möglich war, wurde einer Fristverlängerung zur 
Beantwortung bis 30.11.2020 zugestimmt.

Zu Ihrer Anfrage vom 30.7.2020 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des 
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:
Wurde der beschriebene Leerstand über den städtischen Leerstandsmel-
der angezeigt?
Welche Kenntnisse hat die Stadt München über den bestehenden Leer-
stand?

Antwort:
Der beschriebene Leerstand wurde im Mai 2018 über die städtische 
Onlineplattform zur Meldung von vermuteten Zweckentfremdungen an-
gezeigt. Bereits im April 2015 wurde ein Antrag auf Feststellung der Ge-
nehmigungsfreiheit (Negativattest) im Sozialreferat, Amt für Wohnen und 
Migration, eingereicht. Die weitere Beantwortung der Frage erfolgt unter
Frage 2. 

Frage 2:
Ist die Stadt dieser Zweckentfremdung nachgegangen? Welche Maßnah-
men hat die Stadt bisher ergriffen, um den Leerstand zu beenden? Falls 
keine Maßnahmen ergriffen wurden: weshalb nicht?

Antwort:
Aufgrund des Zweckentfremdungsantrages wurde ein Verfahren einge-
leitet. Im Laufe des Verfahrens wurde festgestellt, dass es sich bei den 
Anwesen Kraepelinstraße 4, 4a und 4b nicht um Wohnraum im Sinne der 
Zweckentfremdungssatzung handelt.

Der betroffenen Wohnraum wurde baurechtlich als „Neubau eines Mit-
arbeiterwohnhauses für die Deutsche Forschungsanstalt für Psychiatrie 
an der Kraepelinstraße 4“ genehmigt. Zudem befinden sich die Anwesen 
auf dem Areal des Max-Planck-Instituts für Psychiatrie. Dieser Wohnraum 
wurde auch nur an Beschäftigte der Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung 
der Wissenschaften e.V. vermietet und stand somit dem allgemeinen Woh-
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nungsmarkt nicht zur Verfügung. Ein entsprechendes Negativattest wurde 
erteilt. 
Maßnahmen, um den Leerstand zu beenden, konnten daher nicht ergriffen 
werden, da kein Wohnraum im Sinne der Zweckentfremdungssatzung vor-
lag (vgl. § 3 Abs. 3 Nr. 1 der Satzung der Landeshauptstadt München über 
das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (ZeS)).

Frage 3:
Wie ist der Stand der Abrissgenehmigung für Gebäude? Wann soll der Ab-
riss erfolgen?
Wird für den abgerissenen Wohnraum Ersatzwohnraum entstehen?

Antwort:
Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung teilte mit, dass die Bauge-
nehmigung vom 20.12.2019 für den Neubau einer psychiatrischen Klinik 
mit fünf Stationen (drei mit regulärem Versorgungsstandard, einer ge-
schlossenen und einer Station mit gehoben Versorgungsstandard), Verwal-
tung etc. unter anderem auch den Abriss der genannten Gebäude Kraepe-
linstr. 4, 4a und 4 b vorsieht.

Eine Abrissgenehmigung ist insofern in dem oben genannten Bescheid mit 
enthalten. Im übrigen wurde im Februar 2017 bei dem Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Lokalbaukommission, auch der Abbruch des 
genannten freistehenden Wohnhauses nach Art. 57 Abs. 5 Bayerische Bau-
ordnung (BayBO) angezeigt.

Wann der Abriss erfolgen soll, ist dem Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Lokalbaukommission, nicht bekannt. Ein Baubeginn für die 
Neubaumaßnahme, was gleichzeitig den Abriss der genannten Gebäude 
bedeuten würde, wurde jedenfalls bis dato nicht angezeigt. Die Anwesen 
stehen nach wie vor leer, mit dem Abbruch wurde noch nicht begonnen.

Frage 4:
Ist der Stadt bekannt, ob den betroffenen Mitarbeiter*innen des Instituts 
Ersatzwohnungen zur Verfügung gestellt wurden?

Antwort:
Ob den betroffenen Mitarbeiter*innen des Instituts Ersatzwohnungen zur 
Verfügung gestellt wurden ist dem Sozialreferat, Amt für Wohnen und 
Migration, nicht bekannt.
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Frage 5:
Bei wem sieht die Stadt München die Hauptverantwortung für den be-
schriebenen Leerstand?

Antwort:
Die Verantwortung liegt weitgehend beim Verfügungsberechtigten. Die 
öffentliche Verwaltung kann nur im Spielraum der vom Gesetzgeber zur 
Verfügung gestellten Möglichkeiten agieren.

Frage 6:
Kann man nach Einschätzung der Stadt im Fall der Kraepelinstraße 4 von 
einem offenbaren Missbrauch des Eigentumsrechtes sprechen?

Antwort:
Hierfür gibt es keine Anhaltspunkte. Das Recht am Eigentum stellt einen 
verfassungsrechtlichen Grundsatz dar, der nur in engen Grenzen einge-
schränkt werden kann. Rein rechtlich betrachtet, missbrauchen diejenigen 
ihr Eigentumsrecht nicht, die über ihr Eigentum in den Grenzen des recht-
lich Zulässigen verfügen. So verhält es sich grundsätzlich auch im vorlie-
genden Fall.

Ich versichere Ihnen, dass die Landeshauptstadt München und ich im Be-
reich der Zweckentfremdung unser Möglichstes tun. Bezahlbarer Wohn-
raum in München ist mir ein zentrales Anliegen.

Da es sich hier jedoch um keinen Wohnraum im Rahmen der Zweckent-
fremdungssatzung handelt, ist es dem Sozialreferat nicht möglich, tätig zu 
werden.



S
ta

d
tr

at

 

  

Impressum: Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Anträge und Anfragen 
liegt bei den jeweiligen Stadtratsmitgliedern. Alle: Rathaus, 80313 München; Druck: Stadtkanzlei 

Anträge und Anfragen  
aus dem Stadtrat 
Mittwoch, 3. Februar 2021 

 
 

Wohnprojekte für junge Erwachsene ausbauen! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Roland Hefter, Anne Hübner, Christian  
Köning, Christian Müller, Cumali Naz (SPD/Volt-Fraktion) und Anja  
Berger, Nimet Gökmenoglu, Sofie Langmeier, Marion Lüttig, Clara  
Nitsche Bernd Schreyer (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) 
 
Nein zu Ponyreiten auf Festen in München 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Mona Fuchs, Judith Greif, Clara Nitsche,  
Julia Post (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste) und Roland Hefter,  
Christian Müller, Lena Odell, Andreas Schuster, Micky Wenngatz  
(SPD/Volt-Fraktion)  
 
Gewerbesteuer verzögert einziehen und Stundung ohne Zins- 
zahlung 
Antrag Stadträte Andreas Babor, Hans Hammer und Manuel Pretzl  
(CSU-Fraktion) 
 
Die Landeshauptstadt übernimmt Verantwortung für die Flug- 
hafen München GmbH! 
Antrag Stadträte Hans Hammer, Manuel Pretzl und Alexander Reissl  
(CSU-Fraktion) 
 
Bericht zur IT-Ausstattung beim Corona-Fall-Management 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sabine Bär und Manuel Pretzl (CSU-Frak- 
tion) 
 
Webex-Zugänge für BA-Fraktionen und UA-Vorsitzende 
Antrag Stadträtinnen Sabine Bär und Alexandra Gaßmann (CSU-Frak- 
tion) 
 
 



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

München, 03.02.2021

Wohnprojekte für junge Erwachsene ausbauen!

Antrag

Das Sozialreferat wird beauftragt, weitere Wohnprojekte für junge Erwachsene mit verbessertem 
Betreuungsschlüssel zu schaffen. Dafür soll auch ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren für die 
Umwandlung von geeigneten Jugendhilfe-Einrichtungen, die bislang Plätze nach §13 Abs. 3 SGB VIII 
vorgehalten haben und längerfristig nicht belegt sind, in Einrichtungen für junge Wohnungslose über 
21 Jahren entwickelt werden. Entscheidend ist für uns die Ausrichtung der Hilfe für junge Menschen 
anhand ihres Bedarfs und ihres individuellen Wunsches nach Unterstützung. 

Es soll ein einfaches, schnelles und transparentes, zwischen Träger, Stadtjugendamt und Amt für 
Wohnen und Migration abgestimmtes Verfahren entstehen, das mehr Wohnraum für junge Menschen 
ermöglicht.

Begründung

In München gibt es derzeit ca. 350 wohnungslose junge Menschen unter 27 Jahren, die im Bereich 
der Wohnungslosenhilfe betreut werden und die nach fachlicher Einschätzung keinen offensichtlichen 
Jugendhilfebedarf haben oder diesen selbst ablehnen und keinen Antrag auf stationäre Jugendhilfe 
stellen. Um ihnen Wohnraum und eine ihrer Lebens- und Entwicklungssituation angemessene 
Unterstützung zu bieten, ist es sinnvoll sie mit einem besseren Schlüssel als in der 
Wohnungslosenhilfe zu betreuen. Gute Erfahrungen hat das Amt für Wohnen und Migration mit dem 
Schlüssel 1:16 gemacht, der seit 2008 bei Wohnprojekten für junge Geflüchtete angewandt wird und 
sich dort bewährt hat. Er ist auch für die erste Wohnform für junge Erwachsene in der Dantestr. 
vorgesehen, die 2020 fertiggestellt werden konnte. Im Unterschied zum reinen Jugendhilfebedarf, der 
in der Regel bis 21 Jahre, in Ausnahmefällen auch darüber hinaus geht, ist die Problemlage bei 
jungen Erwachsenen in der Wohnungslosenhilfe über 21 Jahren anders.

In diversen Einrichtungen der Jugendhilfe mit Plätzen nach § 13 Abs. 3 SGB VIII gibt es derzeit noch 
Kapazitäten. Diese könnten durch die Umwandlungsmöglichkeit für junge Erwachsene ab 22 Jahren 
genutzt werden.

gez.
Christian Köning
Anne Hübner
Christian Müller
Roland Hefter
Cumali Naz

Bernd Schreyer
Clara Nitsche
Marion Lüttig
Anja Berger
Nimet Gökmenoglu
Sofie Langmeier

Fraktion SPD/Volt Fraktion Die Grünen – Rosa Liste

https://ris.muenchen.de/ris/HeaderNavigationEmbedJSPPage?page=pages/NAV/PersonDetail.jsp&RisId=5963032&Periode=5666210


München, den 03.02.2021
Herrn 
Oberbürgermeister
Dieter Reiter

Nein zu Ponyreiten auf Festen in München

Antrag
In München wird das Ponyreiten auf Festen oder Jahrmärkten, die auf städtischen Flächen
stattfinden, wie bspw. dem Oktoberfest oder der Auer Dult, untersagt. 
Über artgerechte Alternativangebote soll auf der städtischen Homepage informiert werden.

Begründung:
Pferde sind Fluchttiere und leiden daher unter der permanenten Lärmbeschallung durch 
Musik, Licht und Besucher*innen auf Jahrmärkten. Das stupide Laufen im Kreis vermittelt 
außerdem kein zeitgemäßes Bild von Tieren und Pferden als Lebewesen im Sinne des 
ethischen Tierschutzes, sondern vermittelt eher das Bild eines Konsumgutes. Das bietet 
keinen Mehrwert oder tatsächliche Interaktion zwischen Kindern und Tieren. Das stunden
lange im Kreis-Laufen ist nicht artgerecht und führt zu Schäden am Skelett der Tiere und 
besonders an Hals und Wirbelsäule. Eine Folge dadurch ist z. B. eine einseitige Belastung
der Beine und Hufe, was zu fehlerhaften Beinstellungen führe. Wer Interaktion mit Tieren 
sucht, soll sich über artgerechte Angebote auf der städtischen Homepage informieren 
können.

Fraktion De Grünen – Rosa Liste
Initiative:

SPD/Volt - Fraktion

Julia Post Roland Hefter

Mona Fuchs Christian Müller

Clara Nitsche Lena Odell

Judith Greif Andreas Schuster

Micky Wenngatz

Mitglieder des Stadtrates                                 Mitglieder des Stadtrates
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ANTRAG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
       
  

              03.02.2021 
  

Gewerbesteuer verzögert einziehen und Stundung ohne Zinszahlung 
     
Die Stadtkämmerei wird gebeten, die Gewerbsteuer von besonders durch die Pandemie 
betroffenen Unternehmen/ Handwerksbetrieben zeitverzögert einzuziehen und Stundungen 
ohne Zinszahlungen zu ermöglichen.  

 
Begründung 
 
Die Corona-Krise ist nicht nur eine Gesundheitskrise. Sie ist mittlerweile auch eine 
ausgewachsene Wirtschaftskrise, die viele Unternehmen und insbesondere Handwerksbetriebe 
wie Friseure, Bäckereien etc. an den Rand ihrer Existenz zwingt. Viele Maßnahmen wurden 
bereits ergriffen, um den Unternehmerinnen und Unternehmern, die durch die Krise besonders 
in Not geraten sind, Hilfe zu bieten. Dennoch sehen laut Umfrage der Handwerkskammer die 
Münchner und bayerischen Handwerkerinnen und Handwerker die kommenden Monate 
weniger optimistisch.  
Ein weiterer Baustein zum Erhalt der Unternehmen könnte nun der Vorschlag der 
Handwerkskammer sein, die Gewerbesteuer zeitverzögert einzuziehen und Stundungen ohne 
Zinszahlungen zu ermöglichen.  
Die Gewerbesteuer steht als Gemeindesteuer den Gemeinden zu. An dieser Stelle kann die 
Landeshauptstadt München einen weiteren Beitrag zur Sicherung der Gewerbe- und 
Handwerksbetriebe leisten.  
 
 
Manuel Pretzl (Initiative)   Andreas Babor    Hans Hammer 
Fraktionsvorsitzender    Stadtrat     Stadtrat  
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ANTRAG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
       
  

              03.02.2021 
  

Die Landeshauptstadt übernimmt Verantwortung für die Flughafen 
München GmbH! 
     
Die Landeshauptstadt München stellt dar, inwieweit eine Nichtinanspruchnahme der aktuellen 
Milliardenhilfe von Bund und Land die Arbeitsplätze der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am 
Münchner Flughafen gefährdet.  Zudem wird geprüft, ob auszuschließen ist, dass 
Gesellschafterzuschüsse von Bund und Land in Anspruch genommen werden müssen, um die 
finanziellen Folgen der Corona-Krise auch auf Dauer für den Flughafen München wirtschaftlich 
tragbar zu machen. Dabei soll insbesondere dargestellt werden, ob eine, sehr wahrscheinlich 
notwendige, spätere Stützung des Flughafens durch Gesellschafterleistungen im Vergleich zu 
der jetzt angebotenen Hilfe Nachteile aufweist.  

 
Begründung 
 
Die Corona-Krise ist nicht nur eine Gesundheitskrise. Sie ist mittlerweile auch eine 
ausgewachsene Wirtschaftskrise, die sich in nie geglaubter Intensität auf zahlreiche 
Wirtschaftsbranchen niederschlägt. So auch seit Ausbruch der Pandemie auf den 
internationalen Luft- und Reiseverkehr. Der Flughafen München ist ein wichtiges, 
internationales Luftverkehrsdrehkreuz und zweitgrößter Flughafen Deutschlands. Er bietet als 
Wirtschaftsmotor zahlreiche Arbeitsplätze für die Münchnerinnen und Münchner und 
insbesondere für die Bewohnerinnen und Bewohner des Umlands. Dieses Potential gilt es zu 
schützen.  
Die Flughafen München GmbH, deren Gesellschafter der Freistaat Bayern mit 51 Prozent, die 
Bundesrepublik Deutschland mit 26 Prozent und die Landeshauptstadt München mit 23 Prozent 
sind, könnte von Bund und Land eine beihilfenkonforme Millionenhilfe erhalten, sofern auch 
die Landeshauptstadt München ihren Eigenanteil als Gesellschafterin übernimmt.  
 
 
Manuel Pretzl (Initiative)    Hans Hammer   Alexander Reissl 
Fraktionsvorsitzender    Stadtrat   Stadtrat 
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ANTRAG 
ZUR DRINGLICHEN BEHANDLUNG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
       
  

              03.02.2021 
 

Antrag zur dringlichen Behandlung 
im IT-Ausschuss am 10.02.2021 

 
Bericht zur IT-Ausstattung beim Corona-Fall-Management 
 
Das IT-Referat und das Gesundheitsreferat berichten im IT-Ausschuss am 10.02.2021 
umfassend zu den im Gesundheitsamt für das Corona-Fall-Management und die 
Kontaktpersonennachverfolgung eingesetzten IT-Verfahren und welche Änderungen und 
Verbesserungen hier möglich und geplant sind. 
 

Begründung 
 

Schon im vergangenen Jahr gab es wiederholt Beschwerden über lange Bearbeitungszeiten bei 
der Erfassung und Bearbeitung von positiven Coronafällen, der Ermittlung und der 
Benachrichtigung von Kontaktpersonen. Gerüchten zufolge soll dies auch an umständlichen 
Arbeitsprozessen liegen, die sich wohl aufgrund fehlender Kompatibilität und Schnittstellen der 
eingesetzten IT-Fachverfahren nur bedingt verbessern lassen. Angeblich setzt die 
Landeshauptstadt München für die Fallmeldungen nach dem Infektionsschutzgesetz eine 
Software ein, die nicht dem bundesweiten Standard entspricht. Wie die Gesundheitsreferentin 
in der Vollversammlung am 27.01.2021 berichtete, soll künftig auch bei der Landeshauptstadt 
München das Programm SORMAS X eingeführt werden, blieb aber genauere Angaben hierzu 
schuldig. Auch dies lässt technische Probleme vermuten. Aufgrund dieser Meldungen drängt 
sich der Verdacht auf, dass sich die Landeshauptstadt München auch hier wieder einmal einen 
Sonderweg in der IT leistet (Stichwort Limux), der in der täglichen Arbeit zu erheblichen 
Problemen führt. Deshalb sollte der Stadtrat umfassend informiert werden, ob das 
Gesundheitsamt im Hinblick auf die IT und die eingesetzte Software optimal ausgestattet ist 
und wo es möglichen Verbesserungsbedarf gibt. 
 
 
Manuel Pretzl (Initiative)      Sabine Bär 
Fraktionsvorsitzender      Stadträtin 
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ANTRAG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
       
  

              03.02.2021 

 

Webex-Zugänge für BA-Fraktionen und UA-Vorsitzende 
     
Die Landeshauptstadt München wird aufgefordert, für die BA-Fraktionen sowie die UA-
Vorsitzenden Webex-Zugänge für Online-Meetings zur Verfügung zu stellen.  

 
Begründung 
 
Immer mehr Besprechungen der Bezirksausschüsse finden aktuell online statt. So wird bereits 
ein Großteil der Fraktionssitzungen online durchgeführt. Nachdem es nun auch die Möglichkeit 
gibt, UA-Sitzungen online vorzubereiten, sollen die Fraktionen und die UA-Vorsitzenden jeweils 
einen Webex-Zugang der LH München erhalten. Aktuell müssten hierzu private Zugänge bei 
verschiedenen Plattformen verwendet werden. 
 
 
Alexandra Gaßmann (Initiative)     Sabine Bär  
Stadträtin         Stadträtin  
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